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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den. von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Verordnung des Rates zur Festlegung der 
allgemeinen zusätzlichen Regeln zur Gewährung der Ausfuhr- 
erstattungen für die einer einheitlichen Preisregelung unter- 
liegenden Erzeugnisse, die unbearbeitet oder in Form bestimm- 
ter Waren, die nicht unter Anhang II des Vertrags fallen, 

ausgeführt werden 

— Drucksache V/3157 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Steinmetz 


Die obengenannte Verordnung — Drucksache 
V/3157 — wurde dem Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen entsprechend dem Beschluß des 
Bundestages vom 25. Juni 1959 — Drucksache 
1187 — federführend und dem Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend über- 
wiesen, der keine Einwendungen gegen den Ver- 
ordnungsvorsdilag erhoben hat. Der Vorschlag der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften will 
das Erstattungsverfahren für die Verwendung ein- 
heimischer Agrarwaren, die für den Export bestimmt 
sind, insoweit verbessern, als die Zahlung der 
Erstattung 

a) schon zum Zeitpunkt der Einlieferung dieser 
Waren in ein Zollager oder 

b) bei Verarbeitungserzeugnissen unmittelbar nach 
Bezug der Rohstoffe, die für das zu exportie- 
rende Verarbeitungserzeugnis verwendet wer- 
den, 

erfolgen soll. Nach dem geltenden Recht wird die 
Zahlung dieser Erstattung frühestens nach Ausfuhr 
der verarbeiteten Waren bzw. Rohstoffe fällig. Zur 


Begründung der Änderung dieser Zahlungsmodali- 
täten im Erstattungsverkehr zugunsten der ein- 
heimischen Erzeugnisse wird insbesondere aus- 
geführt: Die Erzeugung der Gemeinschaft sollte 
genauso behandelt werden wie die ausländische 
Erzeugung, damit sie den Wettbewerb auf den Welt- 
märkten bestehen könne. 

Dem Ausschuß schien es noch nicht hinreichend 
zahlenmäßig begründet, daß die Vorteile, die der 
aktive Veredelungsverkehr dem Verarbeiter aus- 
ländischer Erzeugnisse bietet, denjenigen der Erstat- 
tung in einem solchen Ausmaß überwiege, um einen 
Anspruch auf die Herstellung eines Gleichgewichts 
durch Verbesserung der Zahlungsbedingungen im 
Erstattungsverkehr zu begründen. Der Ausschuß 
empfiehlt deshalb, die Bundesregierung zu ersuchen, 
diese Frage zunächst in Brüssel eingehender klären 
zu lassen. Weiterhin erscheint es notwendig, auch 
hinsichtlich der finanziellen Belastungen, die die 
Bundesrepublik für den Agrarfonds der Gemein- 
schaft zu übernehmen hat, festzustellen, welche 
effektiven Kosten die Durchführung dieser Maß- 
nahme mit sich bringen wird. 
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Schließlich schien es dem Ausschuß nicht zweck- : geprüft werden. Der Ausschuß ist der Auffassung, 
mäßig, durch diese Verordnung Probleme der Aus- daß auch diese beiden letzteren Fragen vor einer 
fuhrlager unmittelbar zu regeln. Dies sollte viel- Beschlußfassung im Rat eingehend geprüft werden 
mehr im Rahmen der Harmonisierung dos Zollrechts sollten. 


Bonn, den 1. Oktober 1968 


Dr. Steinmetz 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Vorschlag der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften für eine Verordnung 
des Rats zur Festlegung der allgemeinen zusätz- 
lichen Regeln zur Gewährung der Ausfuhrerstat- 
tungen für die einer einheitlichen Preisregelung 
unterliegenden Erzeugnisse, die unbearbeitet 
oder in Form bestimmter Waren, die nicht unter 
Anhang II des Vertrags fallen, ausgeführt wer- 
den, Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, vor Beschluß- 
fassung im Rat klären zu lassen 


a) inwieweit der aktive Veredelungsverkehr 
gegenüber dem Erstattungsverkehr für die 
beteiligten Wirtschaftskreise zahlenmäßig 
nachweisbare Wettbewerbsvorteile gewährt, 

b) wie hoch die effektive Belastung des euro- 
päischen Agrarfonds durch die vorgesehene 
Maßnahme sein wird, 

c) inwieweit Bestimmungen über Zollausfuhr- 
lager nicht durch den vorliegenden Verord- 
nungsentwurf, sondern im Rahmen der Zoll- 
rechtsharmonisierung vorzusehen sind. 


Bonn, den 1. Oktober 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Brand Dr. Steinmetz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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